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4. die Festlegung, an wen die Wirtschaftssanktion zu 
zahlen ist,

5. die Entscheidung hinsichtlich der Kosten gemäß § 56 
Abs. 2 Ziff. 2 SVG-VO,

6. die Darstellung des Sachverhalts und die Begrün
dung der Entscheidung.

(2) Liegen die Voraussetzungen für die Verpflichtung 
zur Zahlung der Wirtschaftssanktion nicht vor, so wird 
das Verfahren durch einen zu begründenden Beschluß 
beendet.

(3) Eine Ausfertigung der Entscheidung ist dem zur 
Zahlung der Wirtschaftssanktion Verpflichteten sowie 
dem aus der Entscheidung Berechtigten zuzustellen.

§ 7
Auswertung des Verfahrens

Das Staatliche Vertragsgericht hat die mit der Ver
pflichtung zur Zahlung einer Wirtschaftssanktion en
denden Schiedsverfahren gegenüber den am Verfahren 
beteiligten Betrieben und den zuständigen staatlichen 
und wirtschaftsleitenden Organen auszuwerten.

§ 8 
Kosten

In Schiedsverfahren über die Verpflichtung zur Zah
lung einer Wirtschaftssanktion werden Kosten nur ge
mäß § 56 Abs. 2 Ziff. 2 SVG-VO erhoben. Die Kosten 
trägt der zur Zahlung der Wirtschaftssanktion Ver
pflichtete.

§ 9
Schlußbestimmung

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. August 
1972 in Kraft.

Berlin, den 15. Juni 1972

Der Vorsitzende 
des Staatlichen Vertragsgerichts 

beim Ministerrat
Dr. E n z m а n n 

Amtierender Vorsitzender

Berichtigung

Der gemeinsame Beschluß des Sekretariats des ZK 
der SED und des Ministerrates der DDR vom 6. Juni 
1972 über Maßnahmen zur Förderung der Initiative der 
Werktätigen im individuellen Wohnungsbau (GBl. II 
Nr. 35 S. 395) ist wie folgt zu berichtigen:

Auf der Seite 397 muß es unter Ziff. 3 in der 
10. Zeile von unten statt verbunden richtig vorhan
den heißen.
Auf der Seite 399 sind unter Ziff. 8 in der 2., 3. und 
4. Zeile von unten die Wörter (Kapitel AB 0 des 
Haushaltes) und (Kapitel AB 8 des Haushaltes) zu
streichen.
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